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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jürgen Türk, Hans-Joachim Otto
(Frankfurt) und der Fraktion der FDP
– Drucksache 15/1478 –

Geplante Einstellung der Sonderprogramme des Bundes
„Kultur in den neuen Ländern“ und „Dach und Fach“ ab 2004

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Der Bund hat angekündigt, seine bewährten Sonderprogramme „Kultur in den
neuen Ländern“ und „Dach und Fach“, die der Sicherung und Erhaltung von
Denkmalen in Ostdeutschland zugute kommen, ab 2004 einstellen zu wollen
(DIE WELT vom 29. Juli 2003). Obwohl seit der Wende im Bereich Denk-
malpflege in den neuen Ländern einiges erreicht wurde, gelten hier derzeit
noch rund 50 Prozent des Denkmalbestandes als nicht gesichert, das heißt, sie
sind stark gefährdet. In Einzelbereichen ist diese Durchschnittsbilanz sogar
noch deutlich schlechter. So sind laut Angaben der Evangelischen Kirche in
Brandenburg rund 70 Prozent der Kirchen in hohem Maße baufällig.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion der Deutschen Bundestages bezieht sich
auf Fragen des Denkmalschutzes in den neuen Ländern. Dabei handelt es sich
um Länderzuständigkeiten. Die beiden genannten Sonderprogramme „Kultur in
den neuen Ländern“ und „Dach und Fach“, die nach dem Regierungsentwurf
für den Bundeshaushalt 2004 mit Ablauf des Jahres 2003 auslaufen sollen, sind
von Anfang an als zeitlich begrenzt definiert worden. Darüber hinaus ist das
Programm „Kultur in den neuen Ländern“ kein Denkmalschutzprogramm; die-
ses Programm fördert vielmehr die Sanierung von Kultureinrichtungen, wobei
im Einzelfall auch Aspekte des Denkmalschutzes berührt werden können.
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1. Weshalb hält es die Bundesregierung angesichts der immer noch erheb-
lichen Defizite in der ostdeutschen Denkmalpflege für vertretbar, das Pro-
gramm „Dach und Fach“, das sich sehr bewährt hat und bereits einmal ver-
längert wurde, sowie das Programm „Kultur in den neuen Ländern“ ab
2004 zu streichen?

Die Bundesregierung hat für 2004 durch die Bereitstellung der Mittel nach dem
Investitionsfördergesetz (IFG) als Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisung
in Höhe von 3 Mrd. Euro und ab 2005 durch die Mittel des Solidarpaktes II den
Ländern die Möglichkeiten gegeben, eigenverantwortlich tätig zu werden. Die
beiden nach dem Kabinettbeschluss zum 31. Dezember 2003 beendeten Pro-
gramme hatten nur eine übergangsweise Unterstützung der neuen Länder in de-
ren Zuständigkeitsbereich zum Inhalt. Unabhängig von der Beendigung über-
nimmt der Bund an mehreren Stellen weiterhin Verantwortung für die kulturelle
Infrastruktur in den neuen Ländern.

2. Wie viele Arbeitsplätze wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in den
neuen Ländern durch die beiden Denkmalschutzprogramme erhalten bzw.
neu geschaffen?

Eine Analyse des Programms „Kultur in den neuen Ländern“ (Dümcke: Wie in
Kultur (-bauten) investieren? Berlin 2001, S. 29) geht davon aus, dass die dafür
insgesamt zur Verfügung gestellten Mittel einem arbeitsmarktpolitischen Poten-
zial von rund 7 000 Arbeitsplätzen entsprechen, die durch dieses Programm ge-
schaffen bzw. gesichert werden konnten. Spezielle Zahlen für das Programm
„Dach und Fach“ liegen nicht vor. Verschiedene Studien (z. B. vom Institut für
Regionalentwicklung und Strukturplanung/IRS) belegen die beschäftigungs-
wirksamen Effekte der von der Bundesregierung insbesondere auch für die
neuen Länden aufgelegten Denkmalschutz-Programme auf den lokalen und re-
gionalen Arbeitsmarkt.

3. Wie sollen nach Ansicht der Bundesregierung die anstehenden Probleme
bei der Denkmalsanierung in den neuen Ländern gelöst werden?

Die Fragen der Denkmalsanierung in den neuen Ländern liegen in der Verant-
wortung der Länder selbst. Soweit national bedeutende Denkmäler betroffen
sind, kann die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien, wie
bisher schon, auf Antrag subsidiäre Unterstützung leisten. Im Übrigen siehe die
Antwort zu Frage 1.

4. Welche Auswirkungen auf den Denkmalschutz hat nach Erkenntnissen der
Bundesregierung die Abschaffung eines eigenen Denkmalfonds in Bran-
denburg gehabt?

Das Land Brandenburg hat keine eigenen Mittel für Denkmalerhaltung in sei-
nem Haushalt vorgesehen, sondern stellt ausschließlich Fördergelder in Höhe
der Bundeszuschüsse als Kofinanzierung zur Verfügung. Über die Auswirkun-
gen der Abschaffung eines eigenen brandenburgischen Denkmalschutz-För-
dertitels auf den Denkmalschutz in Brandenburg hat die Bundesregierung im
Einzelnen keine Erkenntnisse.
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5. Wieso hält es die Bundesregierung für vertretbar, den neuen Ländern künf-
tig ohne Auflagen für den Denkmalschutz mehr Verantwortung für die
Mittel zur Beseitigung teilungsbedingter Sonderlasten zu übertragen?

Die neuen Länder sind für den Einsatz der ihnen vom Bund zugewiesenen Mit-
tel zur Beseitigung teilungsbedingter Sonderlasten deshalb selbst verantwort-
lich, weil es sich um Aufgaben handelt, die in ihrer verfassungsmäßigen
Zuständigkeit liegen. Das gilt auch für den Denkmalschutz.

6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 2004 voraussichtlich zahl-
reiche Denkmal-Baustellen ohne Sicherung eingestellt werden, weil sich
die Maßnahmen der Förderprogramme zumeist über mehrere Jahre erstre-
cken und plötzlich die weitere Finanzierung nicht mehr gesichert ist, und
wenn ja, wieso nimmt sie dies in Kauf?

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. Soweit es sich bei den beiden
nach dem Kabinettbeschluss zum 31. Dezember 2003 beendeten Programmen
um jährliche Maßnahmen handelt – und das ist, zumal im Programm „Kultur in
den neuen Ländern“, zum größeren Teil der Fall –, sind sie ausfinanziert und
können planmäßig beendet werden. Wo dies im Einzelfall nicht zutrifft, können
die neuen Länder die wegfallenden Mittel, beispielsweise aus den in der Ant-
wort zu Frage 1 genannten Mitteln, substituieren.

7. Welche Pläne hat die Bundesregierung, die auf den Programmen beruhen-
den, über das Ende des Jahres 2003 noch laufenden Denkmalschutzmaß-
nahmen zu Ende zu führen?

Siehe Antwort zu Frage 6.

8. Welche Auswirkungen wird der Wegfall der Programme nach Einschät-
zung der Bundesregierung auf den Arbeitsmarkt der neuen Länder haben?

Durch weitere Programme der Bundesregierung für die neuen Länder, bei-
spielsweise das Programm „Stadtumbau Ost“ des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen mit einem erheblich höheren Volumen (Bun-
desfinanzhilfen in Höhe von über 1,1 Mrd. Euro bis 2009), das inzwischen
seine volle Wirksamkeit entfaltet, dürften eventuelle Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt mehr als kompensiert werden. Im Übrigen dürften die in der Ant-
wort zu Frage 1 genannten Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisung und
die Mittel des Solidarpaktes II positive Wirkungen auf den Arbeitsmarkt haben.

9. Stimmt die Bundesregierung der Feststellung zu, dass in der kulturellen
Flächenförderung gegenüber der Kulturförderung in den Ballungsräumen
Defizite bestehen?

Die Schwerpunkte der Kulturförderung werden von den jeweiligen Ländern
gesetzt. Diese tragen dafür die ausschließliche Verantwortung. Die Bundes-
regierung sieht es nicht als ihre Aufgabe an, diese Schwerpunktsetzungen zu
kommentieren.
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10. Wenn ja, wird dies nicht durch die kürzliche Zusage der Bundesregierung
zementiert, der notleidenden Berliner Kulturlandschaft mit etwa dem Be-
trag unter die Arme zu greifen, mit dem bisher die beiden Sonderpro-
gramme für den Osten finanziert wurden?

Der verfassungsmäßige Auftrag des Bundes, für einen angemessenen Aus-
gleich der spezifischen Aufwendungen zu sorgen, die im Zusammenhang mit
der besonderen Funktion seiner Hauptstadt als Ort gesamtstaatlicher Repräsen-
tanz erwachsen, ist nicht in Konkurrenz zur Förderung der kulturellen Infra-
struktur in den neuen Ländern zu sehen. Vielmehr handelt es sich um jeweils
eigenständige kulturpolitische Zielsetzungen im Rahmen der verfassungsrecht-
lichen Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern. Die im Haushalts-
entwurf der Bundesregierung für 2004 vorgesehene Steigerung der Mittel für
die Hauptstadtkulturförderung ist Teil der zusätzlichen Mittel, die zur Kultur-
förderung im Bundeshaushalt 2004 bereitgestellt werden sollen.


